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Selten waren sich die Schwei-
zerinnen und Schweizer derart
einig: 94 Prozent sind der Mei-
nung, dass Kinder- und Jugend-
liche besser vor den schädlichen
Auswirkungen von Social Media
geschützt werden müssen. Dies
zeigt eine neue Studie von GFS
Bern zur Digitalisierung.

«Die Zahl ist eindrücklich»,
sagt Angela Müller, Geschäfts-
leiterin der Organisation Algo-
rithmWatch CH. Für sie liegt das
Problem darin, dass die Designs
der Algorithmen darauf ausge-
legt sind,Kinderund Jugendliche
möglichst lange online zu halten.
«Das müssenwir unterbinden.»

In Österreich hat die Regie-
rung am Freitag gehandelt und
ein Verbot beschlossen: Jugend-
liche dürfen SocialMedia künftig
erst ab 14 Jahren nutzen. «Wir
schauen nicht mehr dabei zu,
wie diese Plattformen unsere
Kinder süchtig und oftmals auch
krankmachen», sagtVizekanzler
Andreas Babler. Österreich folgt
damitAustralien, das imDezem-
ber als weltweit erstes Land ein
Mindestalter von 16 Jahren ein-
geführt hatte. Frankreich plant
ein Verbot für unter 15-Jährige.

Ein Verbot ist auch hierzu-
lande Thema. Innenministerin
Elisabeth Baume-Schneider hat
sich bereits offen für ein solches
gezeigt. Der Bundesrat solle prü-
fen, ob undwie ein Social-Media-
Verbot für Kinder- und Jugend-
liche umgesetzt werden kön-
ne, fordert ihre Partei, die SP. In
einer Umfrage im letzten Jahr
sprachen sich 80 Prozent derBe-
völkerung dafür aus. Dazu kom-
men die Handyverbote an Schu-
len, die Kantone wie Aargau,
Nidwalden, Wallis oder Waadt
erlassen haben.

Bis zu 16 Stunden täglich
vor demBildschirm
Befeuert wird die Debatte jetzt
auch durch ein Urteil aus den
USA. Diese Woche haben Ge-
schworene in Los Angeles ent-
schieden, dass der Facebook-
Konzern Meta und die Video-
plattform Youtube, hinter der
Google steckt, fahrlässig handeln
undNutzer ungenügend überRi-
siken informieren würden. Die
Jury sprach der 20-jährigen Klä-
gerin eine Entschädigung von
3MillionenDollar zu.Googlewill
den Entscheid anfechten.

Die Frauwirft denPlattformen
vor, ihre Dienste absichtlich so zu
gestalten, dass die Nutzer süch-
tig danach würden. Vor Gericht
sagte die Klägerin, sie habe als
Kind bis zu 16 Stunden täglich
auf Instagram, Facebook und
Youtube verbracht. Obwohl sie
die Inhalte zunehmend als be-
lastend empfunden hat, konnte
sie nicht aufhören. Heute leidet
sie unter Depressionen.

In der Schweiz arbeitet der
Bundesrat an einem neuen Ge-
setz, um sehr grosse Plattformen
zu regulieren. Vorgesehen sind
etwa Transparenzpflichten und
einVerfahren, um rechtswidrige
Inhalte zu melden. In der kürz-
lich zu Ende gegangenen Ver-
nehmlassung wurden die Vor-
schlägevonverschiedenen Seiten
jedoch als zu schwach eingestuft.
«Bundesrat Rösti hat Kinder und
Jugendliche vergessen», teilten
Organisationenwie Pro Juventu-
te und Unicef Schweiz mit.

Nun hat die Mitte letzte
Woche im Parlament einen Vor-
stoss eingereicht, um den Bun-
desrat zum Umdenken zu be-
wegen. Die Partei fordert, dass
personalisierte Werbung und
Empfehlungssysteme basierend
auf Algorithmen bei Minder-
jährigen verboten werden. «Das
Problem liegt weniger im Zu-
gang zu digitalen Geräten als in
der gezielten Ausgestaltung von
Plattformen, die mittels perso-
nalisierter Werbung und Algo-
rithmen zum endlosen Scrollen

verleiten», sagt Nationalrätin
Regina Durrer-Knobel.

Die GFS-Studie deckt auch
auf, dass in der Schweizer Be-
völkerung allgemein ein grosses
Misstrauen gegenüberTechnolo-
giekonzernen wie Google, Meta,
Tiktok, Shein,Apple oderMicro-
soft herrscht. 40 Prozent der Be-
fragten stehen den Konzernen
ambivalent gegenüber, 38 Pro-
zent beurteilen sie negativ – und
nur ein Fünftel positiv.

Big Tech als Gefahr
für die Demokratie?
Noch deutlicher zeigt sich die
Skepsis in den Vertiefungsfra-
gen: 84 Prozent sehen einen zu
starken politischen Einfluss der
Länder, aus denen die Firmen
stammen. DasMisstrauen über-
trägt sich auch auf die Rolle der
Plattformen in der Demokratie.
78 Prozent der Befragten finden,
dass Big Tech zu viel Einfluss
auf die öffentliche Meinungs-
bildung habe. 73 Prozent geben
an, dass Onlinediskussionen zu
stärkerer Polarisierung führten
und den politischen Dialog er-
schwerten.

Tobias Keller, Projektleiter bei
GFS Bern, hat «die Deutlich-
keit der Kritik an Big Tech über-
rascht», wie er sagt. «Die Nähe
der Besitzer zu Donald Trump
schadet dem Image der Konzer
ne in der Schweiz.» Dazu kom-
me, dass Big Tech aus Sicht der
Bevölkerung zu wenig gegen
Hassreden,Desinformation oder
FakeNews unternehme.Gemäss
Studie finden 89 Prozent der Be-
fragten, die Plattformen seien
dafür verantwortlich, dass sol-
che Inhalte nicht überhandneh-
men würden.

Die Studie basiert auf einer
repräsentativen Befragung von
rund 1000 Personen aus der
SchweizerWohnbevölkerung ab
16 Jahren. Die Erhebung wur-
de im Dezember 2025 durch-
geführt. Der Stichprobenfeh-
ler beträgt plus/minus 3,2 Pro-
zentpunkte. Den Auftrag gab
die Stiftung Mercator Schweiz,
die nach eigenen Angaben «ge-
meinwohlorientierteVorhaben»
finanziert. Gegründetwurde die

Stiftung von der deutschen Un-
ternehmerfamilie Schmidt, die
an der Metro Group beteiligt ist.

DieUmfrage zeigt imWeiteren,
dass 58 Prozent der Schweizerin-
nen und Schweizer demheutigen
Stand derDigitalisierung grund-
sätzlich positiv gegenüberstehen.
Und im Gegensatz zu Big Tech
geniesst der Staat mehr Vertrau-
en. Eine klare Mehrheit will die-
sen stärker in die Pflicht nehmen,
die digitaleTransformation aktiv
zu gestalten.

Insbesondere in den Berei-
chen Datenschutz, Datensicher-
heit und künstliche Intelligenz
werden klare Regeln und staatli-
cheVerantwortung eingefordert.
Fast viervon fünf Befragten spre-
chen sich dafür aus, eigene digi-
tale Infrastrukturen und Lösun-
gen aufzubauen – selbst wenn
das mehr kostet.

Eine Mehrheit glaubt indes
nicht daran, dass KI-Anwendun-
gen globale Probleme lösen oder
den Fachkräftemangel beseiti-
gen können. «KI ist in derWahr-
nehmung der Bevölkerung kein
Allheilsbringer», sagt Keller von
GFS Bern. 71 Prozent bevorzugen
gar eine gezielte Digitalisierung
mit geringererUmweltbelastung
gegenüber einem ressourcen-
intensiven Technologieausbau.

Digitalbranche wehrt sich
gegen Verbote in der Schweiz
Auch Angela Müller von Algo-
rithmWatch CH sieht den Staat
in der Pflicht: «BigTech hat nicht
nur Marktmacht, sondern auch
eine riesige Meinungsmacht.»
Die Gesellschaft habe gemerkt,
dass «wir uns in eine problema-
tische Situation manövriert ha-
ben». Es gehe um Grundrechte,
Demokratie, Jugendschutz und
Nachhaltigkeit. «In diesen Be-
reichen könnenwir die Entwick-
lung nicht dem Goodwill von
Privaten überlassen.»

Die Wirtschaft vertritt eine
andere Position. «Digitalisierung
braucht Vertrauen», sagt Jon
Fanzun, CEO des Verbands der
Digitalisierungsbranche (Swico).
Vertrauen entstehe nicht auto-
matisch durch mehr Regulie-
rung. Entscheidend seien klare
Regeln, Rechtssicherheit und
Transparenz. «Swico steht für
smarte Regulierung statt fürVer-
bote und digitale Industriepoli-
tik. Beides würde dem Innovati-
onsstandort Schweiz schaden.»

Swico gehören neben vielen
Schweizer Firmen auch Google,
Facebook, Apple, Microsoft oder
Tiktok an. «Die Skepsis gegen-
über grossen Technologiekon-
zernenundderRuf nach digitaler
Souveränität überraschen nicht»,
sagt Fanzun. Digitale Souverä-
nität heisse aber nicht Abschot-
tung. Der Standort Schweiz sei
ein Ökosystem,vom Start-up bis
zum Hyperscaler – also grossen
Cloud-Anbieter. «Ein digitales
Reduit wäre im Cloud-Zeitalter
weder realistisch noch im Inte-
resse vonWirtschaft und Bevöl-
kerung.»

Franziska Barmettler, CEO
von Digital Switzerland, streicht
derweil das Positive derUmfrage
heraus: «Es ist ein starkes Signal,
dass die Schweizer Bevölkerung
die Digitalisierung als Chance
sieht.» Die Organisation zählt
über 130 Mitglieder aus Wirt-
schaft, Wissenschaft und Zivil-
gesellschaft – darunter Google,
Microsoft,Huawei, Samsung und
Tiktok.

Laut Barmettler ist es zudem
wichtig, einen «sachlichen Dia-
log» über Risiken und den Um-
gang mit Abhängigkeiten von
Social Media zu führen. Um den
Puls der Bevölkerung bezüglich
Digitalisierung und KI zu mes-
sen, führe ihre Organisation alle
zwei Jahre eine Studie durch.
«Zudem tragen wir mit unseren
Initiativen imBereichAusbildung
und digitale Grundkompetenzen
zu mehr Verständnis und Ver-
trauen bei.»

Social Media
«macht süchtig» –

Kommt jetzt
ein Verbot für Kinder
und Jugendliche?

Big Tech unter Druck Das Misstrauen in der Schweizer
Bevölkerung gegenüber Techkonzernen ist gross.

Eine neue Umfrage zeigt, dass der Wunsch
nach staatlicher Regulierung ausgeprägt ist.
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Klare Mehrheit fordert strengere KI-Regulierung

KI-Anwendungen müssen von der Schweizer Regierung
stärker reguliert werden. Stimmen Sie dem zu?
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94 Prozent verlangen besseren Jugendschutz

Kinder und Jugendliche müssen besser vor den schädlichen Auswir-
kungen von Social Media geschützt werden. Stimmen Sie dem zu?

50%(in %)

42 36 4 513

Klare Mehrheit sorgt sich um Meinungsbildung

Social-Media-Plattformen haben zu viel Einfluss auf
die öffentliche Meinungsbildung. Stimmen Sie dem zu?

50%(in %)

Haltung zu Big Tech ist
ambivalent bis negativ

Frage: Wie stehen Sie
grundsätzlich zu Firmen wie
Google, Meta, Tiktok, Apple,
Shein oder Microsoft?

in Prozent

11

27

40

19

2 1

Österreich hat Social Media
für Jugendliche unter 14 Jahren
verboten. In der Schweiz arbeitet
der Bundesrat an einem Gesetz,

um sehr grosse Plattformen
zu regulieren. Foto: Imago

Hohe Zufriedenheit beruht
auf tiefem Vertrauen.

Das ist, was bei uns zählt.
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